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Beschlussvorschlag: 

 

Auf der Grundlage des § 22 Abs. 3 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern  

(KV M-V) wird durch die Stadtvertretung nachfolgender Beschluss gefasst: 

 

1. Die Stadtvertretung Neubrandenburg erteilt 

  

- der Vereinbarung zum Beitritt des Landkreises Vorpommern-Rügen zur Ostmecklenburgisch-

Vorpommerschen Verwertungs- und Deponie GmbH und 

- diesbezüglichen Änderungen des Gesellschaftsvertrages und des öffentlich-rechtlichen Ver-

trages über die Tätigkeit der Ostmecklenburgisch-Vorpommerschen Verwertungs- und Depo-

nie GmbH 

 

ihre Zustimmung. 

 

2. Der Oberbürgermeister der Stadt Neubrandenburg wird gemäß § 71 Absatz 1 KV M-V beauftragt und 

ermächtigt, die zur Umsetzung der Beschlüsse erforderlichen oder sachdienlichen Erklärungen abzu-

geben, entgegenzunehmen, ggf. erforderliche Gesellschafterbeschlüsse zu fassen und notwendige 

Verträge abzuschließen. Handels-, schuld-, steuer- bzw. genehmigungsrechtlich notwendige Ände-

rungen sind ausdrücklich vorzunehmen und zulässig. 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

 

Der Beschluss hat keine finanziellen Auswirkungen auf den städtischen Haushalt. 

 

Begründung: 

 

Die Stadt ist an der Ostmecklenburgisch-Vorpommerschen Verwertungs- und Deponie GmbH (OVVD) mit 

einem Anteil von 17,9 % beteiligt. Das Geschäftsgebiet der Gesellschaft erstreckt sich derzeit auf die 

Landkreise Mecklenburgische Seenplatte und Vorpommern-Greifswald.  

 

Der Landkreis Vorpommern-Rügen beabsichtigt, der OVVD beizutreten und die Belange der öffentlich-

rechtlichen Abfallentsorgung durch diese erledigen zu lassen. Die OVVD erweitert im Ergebnis des Bei-

tritts ihr Geschäftsgebiet auf dann drei von sechs Landkreisen des Landes Mecklenburg-Vorpommern. 

Der Entsorgungsauftrag umfasst dann eine Fläche mit rd. 730.000 Einwohnern und rd. 190.000 t Haus-

müll und hausmüllähnliche Gewerbeabfälle. 

 

Der Landkreis Vorpommern-Rügen übernimmt im Zuge des Beitritts einen zusätzlichen Anteil am 

Stammkapital der OVVD in Höhe von 2,5 % bzw. 1.353 EUR. Die Anteile der bisherigen Gesellschafter 

bleiben unberührt. Der Wert des übernommenen Geschäftsanteils beträgt vorläufig 565.000 EUR (die 

endgültige Bewertung erfolgt anhand des Eigenkapitals auf Basis des Jahresabschlusses 2012). Der vom 

Landkreis Vorpommern-Rügen an die OVVD zusätzlich, neben der Zahlung der Stammeinlage, zu ent-

richtende Betrag für den Wert des Geschäftsanteils wird der Kapitalrücklage zugeführt. 

 

Durch den Beitritt des Landkreises Vorpommern-Rügen in die OVVD wird das Einzugsgebiet der OVVD 

wesentlich erweitert. Damit wird die Auslastung der bestehenden Anlagen gesichert und den Folgen des 

stetigen Rückgangs der Abfallmengen entgegengewirkt. Perspektivisch wird es auch möglich, vorhande-

ne abfallwirtschaftliche Anlagen, die mit dem Beitritt zu übernehmen und von der OVVD weiter zu be-
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wirtschaften sind, in ihrer Kapazität zu reduzieren und stillzulegen, so dass sich die Aufgabenerledigung 

dann auf wenige Anlagen konzentriert. Diese werden nach dem jeweiligen Stand der Technik fortentwi-

ckelt. Insgesamt werden angesichts der Entwicklung der Abfallmengen für die absehbare Entwicklung 

der dafür erforderlichen abfallwirtschaftlichen Anlagen und Leistungen für die Zukunft günstige Aus-

gangsbedingungen geschaffen.       

 

Negative Auswirkungen auf die Stabilität der Entsorgungspreise, welche in die Abfallgebühren und in 

die privatwirtschaftlichen Entgelte für die gewerblichen Kunden eingehen, sind daher nicht zu erwarten. 

Einem absehbaren Anstieg aufgrund rückläufiger Mengen wird vielmehr entgegengewirkt.  

 

Die notwendig werdenden Änderungen im Gesellschaftsvertrag und im öffentlich-rechtlichen Vertrag 

über die Tätigkeit der OVVD folgen unmittelbar aus dem Beitritt bzw. setzen Hinweise der 

Rechtsaufsichtsbehörde hinsichtlich einer geänderten Rechtslage um. 

 

Anlagen 

Vereinbarung 

Gesellschaftsvertrag 

Öffentlich-rechtlicher Vertrag  
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